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Kurseinheit 1: Staatsorganisationsrecht 

A. Einleitung 

Die Verfassung regelt – neben den Grundrechten – die Grundordnung der Bun-

desrepublik Deutschland. Sie ist vergleichbar mit den Strukturen eines Bauwerks: 

Kein Baumeister kann von diesen tragenden Elementen abweichen, sie geben die 

innere und äußere Ordnung vor und verleihen Stabilität und Halt. Genauso wird 

ein Staat von den Strukturen getragen, die in der Verfassung vorgegeben werden.  

Die folgende Darstellung erläutert zunächst unter Berücksichtigung der Beson-

derheiten des Grundgesetzes elementare Grundbegriffe wie Staat, Verfassung, 

Staatsstrukturprinzipien, Staatszielbestimmungen und die damit zusammenhän-

genden Fragen. Damit soll ein Fundament für das Verständnis gelegt werden. 

I. Staatsbegriff 

Georg Jellinek hat den klassischen Begriff des Staates geprägt. Danach ist der 

Staat eine mit ursprünglicher Herrschermacht ausgerüstete Körperschaft eines 

sesshaften Volkes (Gebietskörperschaft). Er wird also durch drei Elemente be-

stimmt: Staatsvolk - Staatsgebiet - Staatsgewalt (Drei-Elemente-Lehre). Somit ist 

der Staat eine Einrichtung, durch die eine Gesamtheit von Menschen auf einem 

bestimmten Teil der Erdoberfläche unter einer hoheitlichen Gewalt in einer Ge-

meinschaft zur Verwirklichung von Gemeinschaftszwecken verbunden ist. 

Unter Volk versteht Jellinek die Gesamtheit der Individuen, die dem Staat angehö-

ren. Für die Zugehörigkeit zum Volk ist die Staatsangehörigkeit entscheidend. 

Zum Staatsvolk gehören die dem Staat zugehörigen Menschen (persönlicher Gel-

tungsbereich). Die Bestimmung, wer dazugehört, kann nach verschiedenen Krite-

rien vorgenommen werden: Sprache, Religion, Rasse, Nationalität. Heute wird die 

Bestimmung des Staatsvolks allgemein durch das Merkmal Staatsangehörigkeit 

vorgenommen. Das Staatsvolk ist daher die Gesamtheit der Staatsangehörigen. 

Die Staatsangehörigkeit wird im Normalfall kraft Gesetzes durch die Geburt erwor-
ben. Der Erwerb kann sich nach dem Territorial- oder dem Abstammungsprinzip 
vollziehen: Nach dem Territorialprinzip erfolgt der Erwerb der Staatsangehörigkeit 
durch die Geburt im Staatsgebiet, nach dem Abstammungsprinzip entsprechend der 
Staatsangehörigkeit der Eltern oder eines Elternteils. Die deutsche Staatsangehörig-
keit wird in der Regel nach dem Abstammungsprinzip erworben, §§ 3 ff. StAG. 

Drei-Elemente-Lehre: 
Staat = Staatsvolk + 
Staatsgebiet + Staatsge-
walt 
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Daher sind Volk und Nation zu unterscheiden, denn für die Zugehörigkeit zum 

Volk ist die Staatsangehörigkeit, für die Zugehörigkeit zur Nation die gemeinsa-

me Tradition, Sprache usw. entscheidend. 

Das Begriffsmerkmal Staatsgebiet ergibt sich aus der Wendung „sesshaft“. Als 

Staatsgebiet versteht Jellinek den Raum, auf den die Körperschaft Herrschaftsge-

walt ausübt. Staatsgebiet ist ein abgegrenzter Teil der Erdoberfläche, der zum 

dauernden Aufenthalt von Menschen geeignet ist und diesen als Lebensgrundlage 

dienen kann. Die Grenzen werden vom Grundsatz der tatsächlichen Beherrsch-

barkeit bestimmt: Der Luftraum und das Erdinnere gehören dann nicht mehr zum 

Staatsgebiet, wenn diese Beherrschbarkeit endet. 

Neben dem Staatsvolk und dem Staatsgebiet ist die Staatsgewalt erforderlich, die 

dem Staat Herrschaftsmacht verleiht. Die Staatsgewalt beinhaltet die Herr-

schaftsmacht über das Staatsgebiet (Gebietshoheit) und das Staatsvolk (Personal-

hoheit). Herrschaft wird dabei definiert als die originäre, selbstorganisationsfähige 

und möglichst rechtlich gebundene Macht des Staates. Herrschaftsmacht liegt vor, 

wenn das Gemeinwesen in der Lage ist, Befehle zu erteilen und, falls notwendig, 

zwangsweise durchzusetzen. Ursprünglichkeit der Staatsgewalt bedeutet, dass 

diese letztverantwortlich und unabhängig ist, also von niemandem mehr abgeleitet 

wird (im Gegensatz z.B. zu den Gemeinden, deren Anordnungs- und Zwangsge-

walt vom Staat abgeleitet ist). Diese Selbstorganisationsfähigkeit (innere Souve-

ränität) besagt, dass sich der Staat eigenständig, ohne Einwirkung von außen, or-

ganisieren können muss. Nicht notwendig ist dagegen umfassende Souveränität. 

Staatsqualität haben daher auch die Länder der Bundesrepublik; die Übertragung 

von Hoheitsrechten lässt einen Staat nicht seine Staatsqualität verlieren. Unteil-

barkeit der Staatsgewalt bedeutet, dass es nur einen einheitlichen Träger geben 

kann (Volk, Monarch). Die rechtsstaatliche Auffassung verlangt, dass grundsätz-

lich die Herrschaftsmacht an fundamentale Rechtssätze gebunden ist. 

Es ist allgemein anerkannt, dass die drei Elemente Grundvoraussetzungen dafür 

sind, dass ein Gebilde rechtlich als Staat qualifiziert werden kann. So gilt jener 

juristische Staatsbegriff im Völkerrecht allgemein. Bereits 1933 fand sich in dem 

Entwurf einer Völkerrechtskodifikation auf der Konferenz von Montevideo, be-

treffend die Voraussetzungen für die Anerkennung von Staaten, folgender „Staats-

reifekatalog“: 
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 1. dauernde Bevölkerung; 

 2. ein abgegrenztes Territorium; 

 3. eine Regierung; 

 4. die Fähigkeit, mit anderen Staaten Beziehungen aufzunehmen. 

Die Drei-Elemente-Lehre nennt zwar die Mindesterfordernisse eines Staates, geht 

aber auf das Wesen des Staates letztlich nicht ein. 

Jellinek kennt in seinem juristischen Staatsbegriff den Begriff der Gesellschaft, 

also die konkrete Dynamik des Volkes in seinen ideologischen und politischen 

Konflikten nicht. Auch die Legitimation der Staatsgewalt ergibt sich für ihn durch 

das Vorliegen seiner drei – oben vorgestellten – Begriffselemente, nicht aber in 

Bezug auf das Volk. Man kann also sagen, dass die jellineksche Konzeption Aus-

druck eines Verständnisses der Trennung von Staat und Gesellschaft ist. 

Zum Staatsbegriff sei folgende Literatur empfohlen: 

Jellinek, Allgemeine Staatslehre, Heidelberg 1929, S. 136 ff. und S. 174 ff. Eine 
grundsätzliche Kritik an der Lehre Jellineks aus der Sicht der hegelschen Philoso-
phie findet sich bei Tsatsos, Der Staat als funktionelle Vereinigung von Gesellschaft 
und Recht, Heidelberg 1966, § 1, S. 11 ff.; umfassende und sehr übersichtliche Dar-
stellungen der Kernproblematik „Trennung von Staat und Gesellschaft“ sind zu fin-
den bei: Böckenförde (Hrsg.), Staat und Gesellschaft, Wege der Forschung, Darm-
stadt 1976, und bei Hesse, Bemerkungen zur heutigen Problematik von Staat und 
Gesellschaft, DÖV 1975, S. 437 ff. Grundlegend für die Kritik am herkömmlichen 
Staatsbegriff: v. Oertzen, Die soziale Funktion des staatsrechtlichen Positivismus, 
1974; Vorländer, Verfassung und Konsens, Der Streit um die Verfassung in der 
Grundlagen- und Grundgesetzdiskussion der Bundesrepublik Deutschland. Untersu-
chungen zur Konsensfunktion und Konsenschance der Verfassung in der pluralisti-
schen und sozialstaatlichen Demokratie, 1981; Dux, Strukturwandel der Legitimati-
on, 1976; s. auch Bartelsberger, Der Verfassungsstaat als Staatsbegriff, in: 
Heckmann (Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit im Wandel: Festschrift für Thomas 
Würtenberger zum 70. Geburtstag, 2013, S. 149 ff.; Steiger, Geht das Zeitalter des 
souveränen Staates zu Ende?, Der Staat 41 (2002), S. 331 ff. 

II. Das Staatsverständnis des Grundgesetzes 

Unter der Geltung des Grundgesetzes verliert die traditionelle Trennung von Staat 

und Gesellschaft, als Vorverständnis seiner Interpretation, mehr und mehr ihre 

Berechtigung. Maßgeblich hierzu beigetragen hat die Entwicklung zum Sozial-

staat. Das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes, Art. 20 I, beinhaltet das verfas-

sungsrechtliche Mandat an den Staat zu einer aktiven Sozial-, Wirtschafts- und 

Gesellschaftspolitik. Hierdurch wird dem Staat auferlegt, solche sozialen und 

wirtschaftlichen Probleme zu lösen, zu deren Bewältigung die gesellschaftlichen 

Kräfte allein nicht in der Lage sind. Diese Entwicklung war die Folge der Entste-

hung der industriellen Massengesellschaft, die durch zunehmende Technisierung 

Relativer Dualismus 
von Staat und Gesell-
schaft im Grundgesetz 
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und Spezialisierung eine staatliche Einflussnahme auf die komplizierter geworde-

nen Lebensverhältnisse durch Intervention, Lenkung und planende Gestaltung 

notwendig machte. 

Für die Überwindung des Gegensatzes zwischen Staat und Gesellschaft als Vor-

verständnis bei der Auslegung des Grundgesetzes spricht sowohl seine Entste-

hungsgeschichte als auch Art. 1 I GG: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. 

Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ Hieraus 

folgt, dass die Grundrechte nicht nur subjektive Abwehrrechte des Einzelnen ge-

gen den Staat enthalten, sondern zugleich ein Wertsystem und eine objektive Ord-

nung bilden. Das grundgesetzliche Grundrechtsverständnis reduziert die Funktion 

der Grundrechte daher nicht auf ihren abwehrenden, dem Staat entgegen gerichte-

ten Charakter. Es kann deshalb nicht ausschließlich als Ausfluss der Trennung 

von Staat und Gesellschaft, sondern vielmehr als Überwindung dieser Antinomie 

betrachtet werden. 

Am deutlichsten zeigt sich die Überwindung des Dualismus von Staat und Gesell-

schaft am „Doppelcharakter“ der Parteien: 

- Art. 21 GG nennt sie nicht nur ausdrücklich, er weist ihnen darüber hinaus als 

Aufgabe die Mitwirkung an der politischen Willensbildung des Volkes zu, 

d.h. er sieht sie als eine Organisationsform neben anderen an, in der die unter-

schiedlichen gesellschaftlichen Interessen ihren Ausdruck gefunden haben.  

- § 18 I Bundeswahlgesetz (BWahlG) hingegen ordnet die Parteien in den 

Rahmen des durch die Art. 20 II GG und Art. 38 I 1 GG strukturierten Pro-

zesses der Ausübung von Staatsgewalt ein 

III. Verfassungsbegriff und Verfassungsfunktion 

Bevor man sich mit dem geltenden Verfassungsrecht auseinander setzen kann, ist 

es jedoch geboten, sich zunächst Klarheit über den Begriff der Verfassung und 

ihre Stellung in der Rechtsordnung zu verschaffen. 

Das Wort Verfassung wird im Schrifttum in sehr unterschiedlicher Art und Weise 

verwendet. Die beiden Hauptgruppen im Meinungsbild sind erstens die Vertreter 

eines faktischen Verfassungsverständnisses und zweitens die Vertreter, die die 

Verfassung als ein normatives Gebilde betrachten. Gemeinsam ist beiden Konzep-

tionen, dass sie sich auf die Gesamtordnung eines Staates beziehen. 

Volks- und  
Willensbildung 

Ausübung von  
Staatsgewalt 

Verfassung bezieht sich 
auf die politische Ge-
samtordnung des Staates 




